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Initiativen für faire Praktika und einen verbesserten Schutz von Praktikantinnen 
und Praktikanten vor Ausnutzung 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Seit Jahren ist der unzureichende Schutz sowie der missbräuchliche Einsatz 
von Praktikantinnen und Praktikanten als gering oder unbezahlte Arbeitskräfte 
bzw. Scheinpraktikanten bekannt. Wie die Vorgängerregierung leugnet auch 
die von CDU/CSU und FDP geführte Bundesregierung nicht die Existenz von 
in mehreren Studien identifizierten Problemgruppen, z. B. junge Menschen, 
die den Einstieg in Medienberufe suchen. 

Der Deutsche Bundestag hat in der 16. Wahlperiode intensiv über das Thema 
unfairer Praktikaverhältnisse debattiert, ohne dass die Bundesregierung ge- 
setzgeberische Konsequenzen daraus gezogen hätte. In mehreren Petitionen 
haben sich Praktikantinnen und Praktikanten an den Deutschen Bundestag ge- 
wandt, um mehr Schutz vor Ausnutzung in Praktika anzumahnen. Im Zusam- 
menhang mit den Eingaben Pet 4-I6-1I-81317-006547 und Pet 4-16-11- 
81317-014016 hat sich der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages 
schon Mitte 2006 mit der Problematik der „Generation Praktikum“ befasst. 
Auf eine gemeinsame Stellungnahme konnten sieh das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) sowie das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) mehrere Monate lang nicht einigen. Erst seit August 2010 
liegt nun eine Stellungnahme des BMBF vor, abgestimmt mit dem BMAS, die 
aber weitere Fragen zur Ausgestaltung des Missbrauchsschutzes von Prakti- 
kantinnen und Praktikanten aufwirft. 

Die Stellungnahme vom August 2010 weicht von den Folgerungen der beiden 
Stellungnahmen des BMBF und des BMAS vom Juni 2008 ab. So sieht das 
BMAS im Juni 2008 einen gesetzgeberischen Handlungsbedarf beim Schutz 
von Praktikantinnen und Praktikanten. Als wissenschaftliche Grundlage 
hierzu wird Bezug genommen auf die Studie der Hochschul-Informations- 
System GmbH (HIS) „Was ist gute Arbeit? - Anforderungen an den Berufs- 
einstieg aus Sicht der jungen Generation“. In der Antwort des BMBF vom Au- 
gust 2010 wird jedoch eine gesetzliche Regelung abgelehnt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Bildung und Forsehung vom 
27. Oktober 2010 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Auf europäischer Ebene wird indes eine andere Linie verfolgt. Das Europäi- 
sche Parlament beabsichtigt, den Status von Praktikantinnen und Praktikanten 
zu stärken. Dies zeigt u. a. die Entschließung des Europäischen Parlaments 
vom Juni 2010 INI/2009/2221. Dort werden EU-Kommission und Mitglied- 
staaten aufgefordert, „im Bereich Jugend und Beschäftigung einen auf Rech- 
ten basierenden Ansatz zu wählen“, um qualitativ gute Arbeitsstandards 
sicherzustellen. Im Rahmen dieser Mischung aus gesetzlichen und unterge- 
setzlichen Maßnahmen soll auch eine europäische Qualitätscharta mit Min- 
destanforderungen für Praktika eingerichtet werden. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung begrüßt die Feststellung aus der Einleitung der Anfrage, 
wonach unfaire Praktika auf konkrete Problemgruppen beschränkt sind, und 
damit auch nicht als typisches Merkmal des Eintritts junger Menschen in das 
aktive Erwerbsleben zu werten sind. Die überwältigende Mehrheit von Praktika 
dient unmittelbar dem Interesse des Praktikanten zur Erweiterung seiner Kom- 
petenzen und findet unter angemessenen Bedingungen statt. 

Die Bundesregierung tritt für die jungen Menschen ein, sie will den Missbrauch 
des Instruments „Praktikum“ verhindern, dabei das unbedingt notwendige An- 
gebot guter praxisnaher Qualifizierang erhalten und ausbauen. Gerade wegen 
der in den vorliegenden Studien belegten Besonderheit von Praktikumsbe- 
dingungen in einzelnen Branchen, Regionen und nach jeweiligen Vorqualifika- 
tionen sind insbesondere die Sozialpartner aufgerafen, in tarifvertraglichen und 
betrieblichen Vereinbarungen angemessene Bedingungen herzustellen, die auch 
einer Substitution normaler Arbeitsverhältnisse durch scheinbare Praktika vor- 
bauen, gleichzeitig einen betrieblichen Wettbewerb zu fairen Bedingungen ge- 
währleisten. 


1 . Welche gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen plant die Bundes- 
regiemng zur Verankerang von verbindlichen Standards für faire Praktika? 

Ergänzend zu den bereits bestehenden Regelungen im Bürgerlichen Gesetz- 
buch und im Berufsbildungsgesetz (BBiG), die die Rechte von Praktikanten 
schützen, plant die Bundesregierung gegenwärtig keine gesetzlichen Regelun- 
gen. Die Bundesregierung setzt stattdessen darauf, gemeinsam mit den Sozial- 
partnern qualitative Standards für Praktikumsverhältnisse zu erreichen. 


2. Auf welche empirischen Belege stützt die Bundesregierung ihre Behaup- 
tung, „der quantitative Aspekt missbräuchlicher Praktika steht für die 
Bundesregierung heute nicht mehr im Vordergmnd“ (Quelle: Stellung- 
nahme des Parlamentarischen Staatssekretärs bei der Bundesministerin 
für Bildung und Forschung, Dr. Helge Braun, zur Petition Az. 4-16- 
8131 7-006547 und 4- 1 6-8 1 3 1 7-0140 1 6 vom 1 3 . August 20 1 0)? 

Die zitierte Aussage stellt keine Behauptung dar; sie ist vielmehr eine Einschät- 
zung der Bundesregierang zu bildungs- und sozialpolitischen Prioritäten an- 
hand der Entwicklung des Ausbildungs- und Arbeitsmarkts. Nach Auffassung 
der Bundesregierung handelt es sich bei der „Generation Praktikum“ nicht um 
ein quantitatives Problem, sondern um jeweils gesonderte Problembereiche in 
einzelnen Branchen, Regionen und Ausbildungszweigen. 
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3. Auf welche empirischen Belege stützt sich die gegenüber der Stellung- 
nahme des BMAS zur Petition Az. 4-16-81317-006547 und 4-16-81317- 
014016 vom 3. Juni 2008 veränderte Einschätzung des BMBF und des 
BMAS vom August 2010, dass eine gesetzliche Klarstellung 

a) in § 612 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB), dass es sich bei Miss- 
brauchsfällen nicht um eine Vergütung von Praktikantinnen und Prakti- 
kanten, sondern von Arbeitnehmeriimen und Arbeitnehmern handelt, 

b) in § 17 des Berufsbildungsgesetzes, dass Praktika und Volontariate 
nach einem beruflichen Abschluss zu vergüten sind, 

c) der Vergütungspflicht für Praktika und Volontariate im BGB 
nicht mehr notwendig ist? 

Grundlage für Überlegungen zu gesetzlichen Klarstellungen, wie sie in der 
1 6. Legislaturperiode diskutiert wurden, waren Studien, Petitionen und Pressebe- 
richte zu prekären Beschäftigungsverhältnissen. Die Befunde der einschlägigen 
Untersuchungen, Befragungen und Darstellungen sind in sich nicht deckungs- 
gleich und jeweils von verschiedenen Perspektiven und Ausgangslagen abhän- 
gig. Entscheidend ist aber, dass sich der Arbeits- und der Ausbildungsmarkt seit 
2008 bereits sehr positiv zugunsten der Berufsanfänger entwickelt hat und auch 
die Prognose auf eine weiter steigende Nachfrage nach qualifizierten jungen 
Fachkräften schließen lässt. 


4. Plant die Bundesregierung weitere bzw. regelmäßige Datenerfassung und/ 
oder wissenschaftliche Untersuchungen zum Ausmaß des Missbrauchs von 
Praktikantinnen und Praktikanten in Auftrag zu geben, um gegebenenfalls 
auf neue aktuelle Entwicklungen reagieren zu können? 

a) Wenn ja, wann ist mit Ergebnissen zu rechnen? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Die Bundesregierung sieht gegenwärtig keine Veranlassung, weitere Studien 
durchzuführen, vgl. auch Antwort zu Frage 3. Eine regelmäßige Datenerfas- 
sung widerspräche auch den bereits erfolgreichen Bemühungen der Bundes- 
regierung, den Verwaltungsaufwand für Betriebe, für Bürgerinnen und Bürger 
sowie für Verwaltungen auf das unbedingt notwendige Maß zurückzuführen. 


5. Plant die Bundesregierung, wissenschaftliche Untersuchungen zum Aus- 
maß des Missbrauchs von Praktikantinnen und Praktikanten in einem der 
zahlreichen regelmäßigen Berichte der Bundesregierung fest zu verankern? 

a) Wenn ja, in welchem? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Es wird auf die Antwort zu den Fragen 3 und 4 verwiesen. 


6. Befürwortet die Bundesregierung weiterhin die Einrichtung einer Ombuds- 
stelle zur außergerichtlichen Klärung von Interessenunterschieden zwi- 
schen Praktikanten und Praktikumsanbietem (Quelle: Stellungnahme des 
BMBF zur Petition Az. 4-16-81317-006547 und 4-16-81317-014016 vom 
6. Juni 2008)? 

a) Wenn ja, hat sie selbst eine Ombudsstelle eingerichtet? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Die Beratungsstruktur sollte praxisnah unter Wahrung der Subsidiarität einge- 
richtet werden. 
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7. Welche konkreten qualitativen Verbesserungen von Praktikabedingungen 
will die Bundesregierung mit Kommunikation, Öffentlichkeitsarbeit und 
Unterstützungsangeboten erreichen, und welche einzelnen Maßnahmen 
verbergen sich dahinter (Quelle: Stellungnahme des Parlamentarischen 
Staatssekretärs bei der Bundesministerin für Bildung und Forschung, 
Dr. Helge Braun, zur Petition Az. 4-16-81317-006547 und 4-16-81317- 
014016 vom 13. August 2010)? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 6 verwiesen. 


8. Wie ist der Stand der Abstimmung der Gespräche zwischen der Bundes- 
regierung und den Sozialpartnern über faire Praktikabedingungen, wel- 
che Ziele und Ergebnisse gibt es (Quelle: Stellungnahme des 
Parlamentarischen Staatssekretärs bei der Bundesministerin für Bildung 
und Forschung, Dr. Helge Braun, zur Petition Az. 4-16-81317-006547 
und 4-16-81317-014016 vom 1 3 . August 2010)? 

Ergebnisse liegen noch nicht vor. Zur Zielsetzung wird auf die Antwort zu 
Frage 1 verwiesen. 


9. Hält die Bundesregierung eine Selbstverpflichtung von Unternehmen für 
faire Praktika für ausreichend, um bundesweit faire Praktikabedingungen 
zu garantieren, sollten die Gespräche zwischen Bundesregierung und So- 
zialpartnern zu keinem gemeinsamen Ergebnis führen? 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass im Zuge der Gespräche Empfehlun- 
gen und Hilfestellungen entwickelt werden köimen, die dazu beitragen, dass 
weitere Unternehmen entsprechende Selbstverpflichtungen eingehen, und sieht 
diese als sachangemessen an. Im Übrigen sind die Rechte von Praktikanten 
durch die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung gestärkt worden, siehe z. B. zu 
einem Medienberuf die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts Baden- 
Württemberg, Urteil vom 8. Februar 2008 (Az. 5 Sa 45/07). 


10. Wie viele Unternehmen haben sich momentan der Initiative „Fair Com- 
pany“ angeschlossen, die unter der Schirmherrschaft der Bundesministe- 
rin für Arbeit und Soziales steht? 

Derzeit gibt es 1 562 Unternehmen, Betriebe und Einrichtungen unter der Ini- 
tiative „Fair Company“. 

a) Wie viel Prozent der in Deutschland tätigen Unternehmen sind dies? 

Wie hoch ist ihr Anteil am Arbeitsplatzangebot in Deutschland insge- 
samt? 

Die Initiative erhebt weder die Anzahl der Beschäftigten noch werden die Un- 
ternehmen, Betriebe und Einrichtungen dahingehend spezifiziert, als dass ein 
Vergleich mit der Anzahl der statistisch erfassten Unternehmen sachgerecht 
wäre. 


b) Wie viele DAX-30-Unternehmen zählen dazu? 


Es sind 23 von 30 DAX-Untemehmen. 
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c) Wie viel Prozent der Unternehmen aus den Branchen Presse, Rund- 
funk, Fernsehen, Kunst und Kultur, in denen viele Absolventenprak- 
tika durchgeführt werden, haben sich der Initiative „Fair Company“ 
angeschlossen? 

Der Initiative liegt keine branchenspezifische Gliederung vor, die eine prozen- 
tuale Angabe zum Anteil von Firmen aus dem Medien- und Kulturbereich er- 
lauben würde. 


1 1 . Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregiemng zur Verbessemng der 
Arbeitsbedingungen von Praktikantinnen und Praktikanten bei Arbeitge- 
bern, die sich dieser Selbstverpflichtung nicht anschließen? 

12. Wird es eine Überprüfung der Qualitätsstandards oder eine andere Form 
der Erfolgskontrolle bei der von Unternehmen angeregten Selbstver- 
pflichtung geben? 

a) Wenn ja, wer ist für diese Überprüfung zuständig? 

In welchen Abständen sollen Überprüfungen stattfmden? 

Wie ist die Überprüfung ausgestaltet? 

b) Wenn nein, wamm nicht? 

Die Fragen 1 1 und 12 werden im Zusammenhang beantwortet. 

Es wird auf die Antwort zu Frage 9 verwiesen. 


13. Wie steht die Bundesregiemng zu einer Einfühmng eines Güte- oder 
Qualitätssiegels für Praktika, das im Gegensatz zu der Untemehmens- 
selbstverpflichtung „Fair Company“ unabhängig von Arbeitgebern von 
den zuständigen Bundesministerien oder von anderen Dritten getragen 
wird? 

Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit nicht die Einführung eines von den 
Bundesministerien administrierten Qualitätssiegels. Im Übrigen wird auf die 
Antwort zu Frage 4 verwiesen. 


14. Erscheint der Bundesregiemng eine Schirmherrschaft der Bundesministe- 
rin für Arbeit und Soziales für die Initiative „Fair Company“ in Anbe- 
tracht der Tatsache, dass die Aufwandsentschädigung für ein Praktikum 
im Bundesministerium für Arbeit und Soziales lediglich Essenszuschüsse 
und Reisebeihilfe beinhaltet und vor dem Hintergmnd, dass zur Selbst- 
verpflichtung von „Fair Company“ eine Mindestvergütung von 300 Euro 
auch für Pflichtpraktika gehört, als konsistent? 

Das BMAS ermöglicht durch die Gewährung von Reisekosten und Essensgut- 
scheinen auch Schülern und Studenten mit standortfernen Wohnsitzen ein Prak- 
tikum. Das BMAS gewährt dabei einen Zuschuss, der im Einzelfall 300 Euro 
im Monat übersteigt. 


15. Planen die Bundesregiemng oder einzelne Bundesministerien, die Richt- 
linien des Bundes für Praktikantenvergütungen vom 13. August 2001 an- 
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zupassen, so dass auch Praktika, die Bestandteil einer Hochschulausbil- 
dung sind, zu vergüten sind? 

a) Wenn ja, wann, wie, und in welcher Form? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Eine Anpassung der Richtlinien des Bundes über Praktikantenvergütungen vom 
13. August 2001 für Praktika in Bundesbehörden, deren Rechtsverhältnisse 
nicht durch Tarifvertrag geregelt sind, wird durch das Bundesministerium des 
Innern bis Ende dieses Jahres auf der Basis des von den Bundesressorts evalu- 
ierten Änderungsbedarfs erfolgen. Ziel ist, in den letzten Jahren eingetretene 
Entwicklungen und Veränderungen im Berufsausbildungs- und Hochschulbe- 
reich sowie im Bereich des Arbeitsmarktes nachzuvollziehen. 

Nach der Praktikantenrichtlinie des Bundes dienen Praktika dazu, unter zielge- 
richteter Betreuung und fachlicher Anleitung praktische Kenntnisse und Ar- 
beitsplatzerfahrungen zu vermitteln. Praktikantinnen und Praktikanten sollen 
dabei auf den künftigen Beruf vorbereitet oder bei der Berafswahl unterstützt 
werden oder ihre Ausbildung durch Praxiserfahrungen vervollständigen kön- 
nen. 

Die Praktikantenrichtlinie regelt die Rechtsverhältnisse von Praktikantinnen 
und Praktikanten, die unter das BBiG fallen und somit einen Anspruch auf eine 
angemessene Vergütung haben, sowie sonstiger Praktikantinnen und Praktikan- 
ten, die im Rahmen ihrer Schul- oder Hochschulausbildung Pflicht- oder frei- 
willige Praktika leisten. 

Die Einzelheiten werden derzeit noch abgestimmt. 


16. Wie viele Praktika bietet die Bundesregiemng an (bitte aufschlüsseln 
nach Dienststellen)? 

ln welchem Alter sind die Praktikanten durchschnittlich? 

Wie hoch ist der Anteil von Hochschulabsolventinnen und -absolventen? 

Zur Beantwortung der ersten Frage wird auf die beigefügte Tabelle 1 verwiesen. 
Praktika werden in der Regel von den Bundesministerien und deren nachgeord- 
neten Bereichen nicht aktiv angeboten, sondern auf Initiativbewerbungen hin 
vergeben. Viele Bundesministerien stellen allgemeine Informationen zur Be- 
schäftigung von Praktikantinnen und Praktikanten auf ihren öffentlich zugäng- 
lichen Intemetseiten bereit, ohne konkrete Praktikantenstellen auszuschreiben. 
Diese Informationen richten sich teilweise an bestimmte Zielgruppen, z. B. 
Hochschulstudentinnen und -Studenten im Rahmen ihres Studiums. 

Die Gesamtzahl der durchgeführten Praktika in den Bundesministerien ein- 
schließlich ihrer nachgeordneten Behörden kann beigefügter Tabelle 2 entnom- 
men werden. 

Zur Beantwortung der weiteren Fragen wird auf die beigefügte Tabelle 2 ver- 
wiesen. Als Hochschulabsolventinnen und -absolventen sind nur diejenigen er- 
fasst, die bereits über ein abgeschlossenes Hochschulstudium verfügen. 


17. Sind die Praktikumsplätze auf einen Zeitraum begrenzt? 
Wenn ja, wie lange (bitte nach Dienststellen aufschlüsseln)? 


Es wird auf Tabelle 2 verwiesen. 
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18. Welche Entschädigung erhalten Praktikantinnen und Praktikanten für 
Praktika in den Bundesministerien (bitte nach Bundesministerien auf- 
schlüsseln)? 

Es wird auf Tabelle 2 verwiesen. Die dort angegebenen Vergütungen beziehen 
sich auf alle in den Bundesministerien einschließlich der Geschäftsbereichs- 
behörden vergebenen Praktika. Neben bzw. anstelle einer Vergütung köimen 
Praktikantinnen und Praktikanten gemäß der Praktikantenrichtlinien vom 
13. August 2001 zudem Sachmittel in Form von Essensmarken, die Übernahme 
von Kosten für An- und Abreise zum und vom Praktikumsort und die monatli- 
che Fleimfahrt zum Wohnort erhalten. 


19. Ist der Bundesregierang der Initiativbericht des Europäischen Parlaments 
„Förderung des Zugangs Jugendlicher zum Arbeitsmarkt, Stärkung des 
Status von Auszubildenden, Praktikanten und Lehrlingen“ bekaimt, und 
beabsichtigt sie, eine europäische Qualitätscharta für Praktika auf natio- 
naler Ebene zu unterstützen und umzusetzen? 

Die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Juli 2010 zu der Förde- 
rung des Zugangs Jugendlicher zum Arbeitsmarkt, Stärkung des Status von 
Auszubildenden, Praktikanten und Lehrlingen (2009/2221 (INI)) ist der Bun- 
desregierung bekannt. Sie enthält zahlreiche Anregungen zur Regulierung und 
Erfassung des Status von Auszubildenden, Praktikanten und Lehrlingen, die ei- 
ner genaueren Überprüfung unterzogen werden müssen. 

In ihrer Mitteilung „Jugend in Bewegung — Eine Initiative zur Freisetzung des 
Potenzials junger Menschen, um in der Europäischen Union intelligentes, nach- 
haltiges und integratives Wachstum zu erzielen“ (KOM(2010) 477) vom 15. Sep- 
tember 2010 greift die EU-Kommission bereits die Forderung des Europäischen 
Parlaments auf und stellt als geplante vorrangige neue Maßnahme ihre Absicht 
vor, einen Vorschlag für einen Rahmen für hochwertige Praktika, der auch die 
Beseitigung der rechtlichen und verwaltungstechnischen Hürden bei Auslands- 
praktika thematisieren soll, vorzulegen. 

Die Gewährleistung und Steigerung der Qualität von Praktika ist aus Sicht der 
Bundesregierang von hoher Bedeutung, wobei die Kompetenzverteilung 
zwischen der EU und den Mitgliedstaaten hinsichtlich des geplanten Kommis- 
sionsvorschlags für einen Rahmen für hochwertige Praktika strikt zu beachten 
sein wird. 


20. Wie bewertet die Bundesregierung die Aufforderung des Europäischen 
Parlaments an die EU-Mitgliedstaaten, 

a) „mit gutem Beispiel voranzugehen und die Werbung für unbezahlte 
Praktika von ihren Intemetseiten zu entfernen“, 

b) „allen ihren Praktikanten eine Mindestzuwendung auf der Grundlage 
der Lebenshaltungskosten am Praktikumsort“ zu zahlen, 

c) „Sozialleistungen zu zahlen“? 

Welche Konsequenzen zieht sie daraus? 

Die in der Frage zitierte Aufforderung des Europäischen Parlaments an die EU- 
Mitgliedstaaten existiert nicht. Die zitierte Aufforderung richtet sich vielmehr 
nur an die europäischen Organe (vgl. Entschließung des Europäischen Parla- 
ments vom 6. Juli 2010, 2009/2221 (INI), Ziffer 72). 

Ungeachtet dessen wird die Bundesregierung weiterhin Stellen für Praktika an- 
bieten, die im Falle von Pflichtpraktika entsprechend der Rechtslage in 
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Deutschland auch ohne Vergütung vereinbart werden können, und diese Quali- 
fizierungsmöglichkeiten auch durch gängige Medien ankündigen. 

Die Bundesregierung wird unter Beachtung aller rechtlichen Obliegenheiten 
wie bisher Praktika mit Vergütung und Sozialleistungen durchführen. 


21. Wie bewertet die Bundesregierung die Aufforderung des Europäischen 
Parlaments, junge Menschen vor öffentlichen und privaten Arbeitgebern 
zu schützen, die den Wunsch junger Menschen nach Ausbildung ausnut- 
zen, ohne ihnen die Perspektive einer Festanstellung zu bieten? 

Welche Konsequenzen zieht sie daraus? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


22. Wie bewertet die Bundesregierung die Schaffung eines europäischen Sys- 
tems zur Bescheinigung und Anerkennung der durch Ausbildung und 
Praktika erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten, um Mobilität zu för- 
dern? 

Welche Konsequenzen zieht sie daraus? 

Die Entscheidung Nr. 2241/2004/EG des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 15. Dezember 2004 über ein einheitliches gemeinschaftliches Rahmen- 
konzept zur Förderung der Transparenz bei Qualifikationen und Kompetenzen 
(Europass) enthält ein umfassendes Instrumentarium zur Dokumentation von 
im Ausland erworbenen Kompetenzen, das insbesondere auf Ausbildung und 
Praktika im EU -Ausland abzielt. In Flinblick auf die Anerkennung von im Rah- 
men der beruflichen Aus- und Weiterbildung erworbenen Kenntnissen, Fertig- 
keiten und Kompetenzen befindet sich das Europäische Leistungspunktesystem 
ECVET derzeit in der Erprobung. Auf diesem Gebiet sieht die Bundesregie- 
rung daher zum jetzigen Zeitpunkt keinen weiteren Flandlungsbedarf. 


23. Wie bewertet die Bundesregierung die Empfehlung des Europäischen 
Parlaments, jungen Menschen, die sich in der Ausbildung oder in einem 
Praktikum befinden, die Arbeits- und Sozialleistungsrechte in vollem 
Umfang zu gewähren und unter bestimmten Voraussetzungen einen An- 
teil ihrer Sozialabgaben zu übernehmen? 

Welche Konsequenzen zieht sie daraus? 

Junge Menschen, die sich in einer Berufsausbildung befinden oder die ein Prak- 
tikum absolvieren, sind bereits heute z. B. hinsichtlich ihrer Vergütungsansprü- 
che, der Arbeitszeit, der Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz durch 
rechtliche Regelungen geschützt, so durch das Berufsbildungsgesetz, das Ar- 
beitszeitgesetz oder das Arbeitsschutzgesetz. Darüber hinaus unterliegen sie 
dem vollen Sozialversicherungsschutz. Bei Auszubildenden trägt der Arbeit- 
geber die Beiträge zur Sozialversicherung bis zu einem Entgelt von 325 Euro 
im Monat allein. Für Beschäftigungen bis zu 800 Euro im Monat gelten die be- 
kannten Beitragsregelungen für Minijobs bzw. der Gleitzone. Von daher sieht 
die Bundesregierung keinen weitergehenden Handlungsbedarf, um die Emp- 
fehlungen des Europäischen Parlaments umzusetzen. 
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24. Wie bewertet die Bundesregierung die Empfehlung des Europäischen 
Parlaments, Programme für Ausbildung, Praktika und den Erwerb von 
Arbeitserfahrung in die Sozialleistungssysteme einzubeziehen? 

Welche Konsequenzen zieht sie daraus? 

Auch junge Menschen in Programmen für Ausbildung, Praktika und den Er- 
werb von Arbeitserfahrung sind in die Sozialversicherung einbezogen, wenn 
die Tätigkeit den Charakter einer schulischen Ausbildung überschreitet und als 
Berufsausbildung zu qualifizieren ist. Im Übrigen wird auf die Antwort zu 
Frage 23 verwiesen. 


25. Wie bewertet die Bundesregierung die Aufforderang des Europäischen 
Parlaments an die Mitgliedstaaten, eine nationale Arbeitsgruppe im Ju- 
gendbereich aufzubauen, um für eine bessere Abstimmung zwischen dem 
Bildungssystem und dem Arbeitsmarkt zu sorgen? 

Welche Konsequenzen zieht sie daraus? 

Die Bundesregierung verfolgt seit Jahren kontinuierlich das Ziel, die Schnitt- 
stellen zwischen Bildungssystem, Arbeitsmarkt sowie der Kinder- und Jugend- 
hilfe zu verbessern. Daher hat die Bundesregierung die Leitinitiative „Youth on 
the Move“ der Europäischen Kommission begrüßt und wird sich aktiv an der 
Umsetzung beteiligen. 


Anlage 1 


Ressort 

(einsehließlieh naehgeordnete Behörden) 

Anzahl der angebotenen Praktika 

Auswärtiges Amt 

keine 

Bundesministerium des Innern 

166 

Bundesministerium der Justiz 

110 

Bundesministerium der Finanzen 

82 

Bundesministerium für Wirtsehaft und Teehnologie 

124 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtsehaft 
und Verbrauehersehutz 

keine 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

keine 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwieklung 

48 

Bundesministerium der Verteidigung 

keine 

Bundesministerium für Gesundheit 

keine 

Bundesministerium für Umwelt, Natursehutz 
und Reaktorsieherheit 

keine 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen u. Jugend 

keine 

Bundesministerium für wirtsehaftl. Zusammenarbeit 
u. Entwieklung 

keine 

Bundesministerium für Bildung und Forsehung 

keine 
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Anlage 2 


Ressort 

(einsehließlieh naehgeordnete 
Behörden) 

Gesamtzahl 
der Praktika 
2008 

Gesamtzahl 
der Praktika 
2009 

davon: Anzahl 
der Hoehsehul- 
absolventen/innen 

durehsehnittliehes 
Alter der Prak- 
tikanten/innen 

Dauer 

[Woehen, Monate] 

durchschnittliche 
Vergütung 
für Praktika 

Auswärtiges Amt 

910 

871 

keine 

23 J. 

6 W. - 6 M. 

keine 

Bundesministerium des Innern 

275 

166 

keine 

k.A. 

1 W. - 6 M. 

82-511 Euro 

Bundesministerium der Justiz 

119 

110 

3 

16-17J. (Schüler), 
22 - 23 J. 
(Pflichtpraktikanten) 

1 - 8 W.; 4 Praktika 
mit Dauer von 6 M. 

50 - 255 Euro 

Bundesministerium der Finanzen 

78 

148 

12 

26,4 J. 

4-8 W. 

keine 

Bundesministerium 

für Wirtsehaft und Teehnologie 

113 

124 

keine 

24 J. 

1 - 26 W. 

keine 

Bundesministerium 

für Ernährung, Landwirtsehaft 

und Verbrauehersehutz 

63 

(nur Ministerium) 

229 

10 

(nur naehgeordnete 
Behörden) 

23-25 J. 

4 - 20 W. 

keine 

Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales 

217 

99 

3 

23 - 25 J. 

2 W. - 3 M. 

keine 

Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwieklung 

333 

539 

151 

20 J. 

1 W. - 6 M. 

keine bis 500 Euro 

Bundesministerium 
der Verteidigung 

50 

159 

59 

22 J. 

1 - 52 W. 

keine 
bis 1200 Euro 

Bundesministerium 
für Gesundheit 

515 

k. A. 

3 

20 - 30 J. 

6 W. 

(in Ausnahmefällen 
4 W). bis max. 6 M. 

keine 

Bundesministerium für Umwelt, 
Natursehutz u. Reaktorsieherheit 

195 

307 

7 

23 J. 

2 W. - 6 M. 

keine 
bis 350 Euro 

Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen u. Jugend 

80 

k. A. 

80 

22 J. 

3 W. - 6 M. 

keine 

Bundesministerium 

für wirtsehaftl. Zusammenarbeit 

u. Entwiekl. 

126 

144 

0 

24 J. 

mind. 3 M. 

keine 

Bundesministerium für Bildung 
und Forsehung 

70 

59 

keine 

23,2 J. 

4 W. - 3 M. 

keine 
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